— öàm—•ñ — 


Geſetz-Sammlung 
für die 22 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


„„ 


(Nr. 7813.) Allerhöchſter Erlaß vom 12. April 1871., betreffend die Verleihung des Rechts 
zur Erhebung des Chauſſeegeldes an den Kreis Lübbecke, Regierungsbezirk 
Minden, für die Kreis-Chauffeen von Oldendorf durch Getmold nach 
Deſtel und von Levern über Weſtrup nach Wehdem. 


Ai Ihren Bericht vom 7. April d. J. will Ich dem anbei urückerfolgenden 
Beſchluſſe der Stände des Kreiſes Lübbecke, im Regierungsbezirke Minden, vom 
15. Februar 1871. wegen fernerer chauſſeemäßiger Unterhaltung der Kreisſtraßen 
von Oldendorf durch Getmold nach Deſtel und von Levern über Weſtrup nach 
Wehdem Meine Genehmigung ertheilen und zugleich dem Kreiſe Lübbecke gegen 
Uebernahme dieſer chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur Er⸗ 
hebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen 
jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffen⸗ 
den zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen 
von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauffee- 
geld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei⸗Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 12. April 1871. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
den Miniſter des Innern und den Finanzminiſter. 
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Ausgegeben zu Berlin den 26. Mai 1871. 
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(Nr. 7814.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligatio- 


nen des Warendorfer Kreiſes im Betrage von 80,000 Thalern. Vom 
17. April 1871. a 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen c. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Warendorfer Kreiſes auf dem Kreis⸗ 
tage vom 15. Juli 1870. beſchloſſen worden, die zur Entſchädigung der Ge- 
meinden des Kreiſes, welche ihre Chauſſeen an den Kreis abgetreten haben, er⸗ 
forderliche Entſchädigungs-Summe für das aufgewandte Baukapital im Wege 
einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der zur Ausführung des 
Beſchluſſes bevollmächtigten kreisſtändiſchen Kommiſſion: zu dieſem Zwecke auf 
jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläubiger un⸗ 
kündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 80,000 Thalern aus⸗ 
ſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der 
Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des §. 2. des Ge⸗ 
ſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 
80,000 Thalern, in Buchſtaben: Achtzig Tauſend Thalern, welche in Apoints 
von 50, 100, 500 und 1000 Thalern, deren Anzahl durch die Regierung zu 
Münſter vor Ausgabe der Obligationen feſtgeſetzt und durch das Amtsblatt der- 

ſelben zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden wird, nach dem anliegenden 
Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit vier Prozent jährlich zu 
verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden Folgeordnung jährlich 
vom Jahre 1871. ab mit wenigſtens jährlich Einem Prozent des Kapitals, unter ) 
Zuwachs der Zinfen von den amortiſirten Schuldverſchreibungen, zu tilgen find, 
durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der 
rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Ob igationen die 
daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen 
zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 17. April 1871. 


(J. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 
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provinz weſtphalen, Regierungsbezirk Münſter. 
Obligation 
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. Thaler Preußiſch Kurant. 


g chuld von 80,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1871. ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten dee 
von wenigſtens Einem Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den ge⸗ 
tilgten Schuldverſchreibungen. a 
Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1871. ab in dem Mo⸗ 
nate September jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die ge⸗ 
kündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung er⸗ 
folgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, 
zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Kö— 
niglichen Regierung zu Münſter, in dem zu Münſter erſcheinenden Münſterſchen 
Anzeiger, dem Staatsanzeiger zu Berlin, ſowie in dem in der Stadt Warendorf 
erſcheinenden Wochenblatt. 
Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit vier Prozent jährlich in gleicher 9 mit jenem verzinſet. 


(Nr. 7814) Die 
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Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 


gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Warendorf, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibun 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapital ab⸗ 
gezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb 5 Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Theil I. 
Titel 51. N 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Warendorf. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen Ver⸗ 
jährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch Sogn der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhafter 
Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten 
1 0 bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. 

Mit diefer Schuldverſchreibung find ..... halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 1875. ausgegeben. Für die weitere geit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗-Kommu⸗ 
nalkaſſe zu Warendorf gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons - Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die EB der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, fofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. f 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 


Warendorf, den en 18 
(L. S.) 
Der Landrath. Die kreisſtaͤndiſche Kommiſſion zur Be- Der Rendant. 


ſchaffung der Geldmittel für denChauſſee— 
bau im Warendorfer Kreiſe. 
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provinz Weſtphalen, Regierungsbezirk Münſter. 
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zu der 1 
Kreis⸗Obligation des Warendorfer Kreiſes 
Littr. ..... K 
A Thaler zu vier Prozent Zinſen 
über 
8 Thaler ..... Silbergroſchen .. Pfennige. 5 
Der Inhaber dieſes 3 empfängt gegen deſſen Rückgabe in der 
Zeit vom en biB. ‚Sassiae.; J reſp. dom tn 4 bis 
n und Ipüteihin die Zinfen der vorbenannten Kreis ⸗ e für das 
Halbjahr vom ten bis de mit (in Buchſtaben) . 
Thalern Silbergroschen u Pfennigen bei der Kreis-Kommunalkaſſe 
zu Warendorf. f 
Warendorf, den «. 18. 
(L. S.) 
Der Landrath. Die kreisſtaͤndiſche Kommiſſion zur Be⸗ Der Rendant. 
5 ſchaffung der Geldmittel fuͤr denChauſſee— 
bau im Warendorfer Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen Geldbetrag 
—2 innerhalb vier Jahren nach der Fälligkeit, vom Schluß 
des betreffenden Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Weſtphalen, Kegierungsbezirk Münſter. 
T as l: o n 


Kreis - Obligation des Warendorfer Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt d Rückgab 
binnen des Warendorfer arge pfäng gegen deſſen udgabe zu der 


— A . . ... Thaler à vier Prozent 
die 5 Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 105. 1 Kreis. 
Kommunalkaſſe zu Warendorf. 
Warendorf, den rennen. 18. 


(. S.) 
Der Landrath. Die kreisſtaͤndiſche Kommiſſion zur Be Der Rendant. 
ſchaffung der Geldmittel fuͤr den Chauſſee— 
bau i im Warendorſer Kr eiſe. 


(Nr. 78147815) (Nr. 7815.) 


. re 10 en Zee er Pain E Te pe nr « 
(Fr. 7815.) Nachtrag zum Statut des Alt „Köln- Peiſterwitzer Deichverbandes vom 
17. Mai 1856. Vom 24. April 1871. 


5 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen als zuſätzliche Beſtimmungen des Statuts des Alt-Köln⸗Peiſterwitzer 
Deichverbandes vom 17. Mai 1856. (Geſetz-Samml. vom Jahre 1856. ©. 515 
und folgende), nach Anhörung des Deichamtes und der ſonſt betheiligten Grund— 
beſitzer, auf Grund des Geſetzes über das Deichweſen vom 28. Januar 1848. 
$$. 11. 12. d. und 15. (Gefeß-Samml. vom Jahre 1848. S. 54.), was folgt: 


f $. 1. l 
Um den Hauptdeich des Alt-Köln-Peiſterwitzer Deichverbandes an der 
Rofßgartenwieſe der Groß-Neudorfer Feldmark gegen die Gewalt der an dieſer 
Stelle beſonders heftigen Strömung der Oder beim Hochwaſſer und Eisgange, 
ſowie die im Vorlande dieſes Hauptdeiches belegenen, zu den Dominien Garben⸗ 
dorf und Groß⸗Neudorf, zur Brieger Stadtflur und zu den Feldmarken der Ge⸗ 
meinden Groß-Neudorf, Schreibendorf und, mit dem Vorbehalt einer weiteren 
Unterſuchung ihrer Theilnahmeverpflichtung, der Gemeinde Paulau gehörigen 
Ländereien, endlich auch die Brieg⸗Noldauer Chauſſee gegen die faſt jährlich ein⸗ 
tretenden Ueberſchwemmungsſchäden mittlerer Hochwaſſerſtände von 19 Fuß Höhe 
am Brieger Oberpegel zu ſchützen, iſt im Anſchluß an den Hauptdeich von der 
Sandlache an der Roßgarten⸗Wieſe an bis zu den Paulauer Gemeindewieſen 
ein 205 Ruthen langer Streichdamm mit einer 4 — 6füßigen Kronenbreite her⸗ 
geſtellt worden. ö 

Dieſer Streichdamm iſt von den nach H. 2. des Nachtrags hierzu Verpflich- 
teten durch Ausbeſſerung der entſtandenen Hochwaſſer-Beſchädigungen in feinen 
urſprünglichen, nöthigenfalls durch die Staats⸗Verwaltungsbehörden zu beſtim⸗ 
menden Abmeſſungen wieder herzuſtellen und für die Zukunft zu unterhalten. 


f $. 2. 
Eine Ausgleichung und Erſtattung der erſten Anlage- und bis zum Iſten 
Januar 1870. entſtandenen Unterhaltungskoſten findet nicht ſtatt. 


Dagegen werden die vom 1. Januar 1870. ab erforderlich geweſenen und 
noch erforderlichen Koſten der vollſtändigen Wiederherſtellung und ferneren Unter- 
haltung dieſes Streichdammes zu . 

a) ½ von dem Alt⸗Köln-Peiſterwitzer Deichverbande, 

b) ½ von der Sozietät der Brieg-Noldauer Aktien⸗Chauſſee und 

e) 8 von den Beſitzern der durch jenen Damm geſchützten Grundſtücke, 
und zwar ad c. nach Maßgabe eines Spezial⸗Kataſters getragen. 


$. 3. 
In dem nach $. 2. sub c. aufzuſtellenden Spezial⸗Kataſter werden die 
aufzunehmenden Grundſtücke nach den durch $. 8. ene, 
eich 
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ee Se u 
Deichverbands⸗Statuts vom 17. Mai 1856. beſtimmten Kulturklaſſen veranlagt, 
06 5 Unterſchiede, daß die Wieſen zur 4. ſtatt zur 3. Klaſſe einzu⸗ 

ätzen ſind. 

Die Auf- und Feſtſtellung des Spezial⸗Kataſters erfolgt nach Vorſchrift 
des F. 10. jenes Statuts unter möglichſter Benutzung der Behufs Veranlagung 
der Grundſteuer vorgenommenen Vermeſſungen und der darüber angefertigten 
Karten und Regiſter. Die Koſten der Aufitellung des Kataſters werden nach 
dem vorſtehend im $. 2. feſtgeſtellten Beitragsverhältniſſe aufgebracht. 5 


$. 4. 


Der gewöhnliche Deichkaſſen-Beitrag der kataſtrirten Grundſtücke wird 
vorläufig auf zwei und einen halben Silbergroſchen für den Normalmorgen 


feſtgeſetzt. 
b. 5. 


Der Streichdamm geht nach ſeiner Wiederherſtellung in das Eigenthum 
und die Verwaltung des Alt-Köln-Peiſterwitzer Deichverbandes über; dagegen 
verbleiben die Nutzungen deſſelben ausſchließlich den kataſtrirten Deichgenoſſen 
nach dem Maßſtabe ihres Spezial⸗Kataſters ($. 3. dieſes Nachtrages). 


Urkundlich unter Unſerer Allerhöchſteigenhändigen Unterſchrift und beige ⸗ 
drucktem Königlichen Inſiegel. . 


Gegeben Berlin, den 24. April 1871. 
G. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. Leonhardt. 


(Nr. 7816.) Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend eine Aenderung der Statuten der Cöln⸗ 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 8. Mai 1871. 


BE | 
Win Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


Nachdem die Cöln - Mindener Eiſenbahngeſellſchaft in der General— 
verſammlung ihrer Aktionaire vom 30. Juni 1870. beſchloſſen hat, den N . 
ihrer unterm 18. Dezember 1843. (Geſetz⸗Samml. für 1844. S. 21.) landes⸗ 
herrlich beſtätigten Statuten in folgender Weiſe abzuändern „ beziehungsweiſe 

durch folgenden Paragraphen zu erſetzen: 


$. 7. 


„Die Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft iſt befugt, mit Unter- 
nehmern anderer Eiſenbahnen oder anderer Transportanſtalten, welche 
Gr. 78157817.) mit 
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mit ihren (der Geſellſchaft) Bahnen in unmittelbarer oder mittelbarer 
Verbindung ſtehen oder errichtet werden, zur Förderung ihres eigenen 
Unternehmens Verträge wegen der einſeitigen oder der gegenſeitigen Be⸗ 
nutzung zu ſchließen oder auch Behufs dieſer Förderung an ſolchen frem- 
den Bahnen oder anderen Transportanſtalten in jeder beliebigen Weiſe 
ſich finanziell zu betheiligen. Zu dieſen Maßnahmen bleibt jedoch die 
Genehmigung des Staats, inſoweit dieſelbe geſetzlich vorgeſchrieben iſt, 
vorbehalten.“ 
Helen Wir dieſem Beſchluſſe die landesherrliche Genehmigung hierdurch er. 
theilen. 
Die gegenwärtige Urkunde iſt durch die Geſetz-Sammlung zu ver⸗ 
öffentlichen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 8. Mai 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


(Nr. 7817.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung des revidirten 
Statuts der Korporation der Kaufmannſchaft zu Stettin vom 14. Marz 
1871. Vom 2. Mai 1871. i 


Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 24. April 1871. 
das von der Korporation der Kaufmannſchaft zu Stettin beſchloſſene revidirte 
Statut dieſer Korporation vom 14. März 1871. zu genehmigen geruht. 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem revidirten Statute wird durch das 
Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Stettin bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 2. Mai 1871. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Moſer. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


